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Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 

18. 03. 85 


Sachgebiet 203 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin, Dr. Schmude, Bachmaier, Bernrath, 
Frau Blunck, Catenhusen, Dr. Diederich (Berlin), Egert, Frau Fuchs (Köln), 

Frau Fuchs (Verl), Frau Dr. Hartenstein, Frau Huber, Immer (Altenkirchen), 

Dr. Kübler, Kuhlwein, Lutz, Frau Luuk, Frau Dr. Martiny-Glotz, Frau Matthäus-Maier, 
Müller (Düsseldorf), Frau Odendahl, Peter (Kassel), Frau Renger, Schäfer 
(Offenburg), Frau Schmedt (Lengerich), Frau Schmidt (Nürnberg), Schröer 
(Mühlheim), Frau Simonis, Dr. Soeli, Frau Dr. Skarpeiis-Sperk, Frau Steinhauer, 
Stiegler, Frau Terborg, Frau Dr. Timm, Frau Traupe, Wartenberg (Berlin), 

Frau Weyei, Frau Zutt, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Förderunjg von Frauen im öffentlichen Dienst 


Der Deutsche Bundestag wolle beschließen; 

I. Die Bundesregienuig wird aufgefordert, zur Verbesserung 
der beruflichen Situation von Frauen im Bundesdienst eine 
Richtlinie mit folgenden Grundsätzen zu beschheßen; 

1 . Stellenausschreibungen/ Bewerbungen/ Ausbildung 

Ausschreibungen für Stellen im Dienst des Bundes müssen 
in männlicher und weibhcher Form der Stellenbezeichnung 
erfolgen und von der Gestaltung her Bewerbungen von 
Frauen fördern. 

Bei Ausschreibungen für Ausbildungsstellen ist ebenso zu 
verfahren. 

2. Einstellung 

Die Einstellungspraxis in den Dienst des Bundes muß die 
Erhöhung des Frauenanteils bei den Neueinstellungen und 
des Anteils von Frauen im Dienst des Bundes zum Ziel 
haben. 

Frauen sind bei gleicher Qualifikation mindestens im Ver- 
hältnis ihres Anteils an den Bewerbungen in die Auswahl 
einzubeziehen sowie bei gleicher Leistung bevorzugt in den 
Bereichen einzustellen, in denen sie bisher unterrepräsen- 
tiert sind. 

Für den Fall der Abwesenheit einer Mitarbeiterin wegen 
Mutterschaftsurlaub muß durch die Einstellung von Ersatz- 
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kräften oder durch organisatorische Regelungen die Ver- 
tretung sichergestellt werden. 

3. Fortbildung 

In die Fortbildungsangebote, die sich an Beschäftigte in 
Personal- und Organisationsabteilungen sowie an Inhaber 
von Führungspositionen richten, wird die Thematik „Gleich- 
stellung der Frau" einbezogen, 

Fortbildungsangebote müssen Frauen gezielt zur Teünahme 
motivieren. Sie sind so zu gestalten, daß insbesondere Müt- 
ter und Väter mit betreuungspfhchtigen Kindern sowie Teü- 
zeitbeschäftigte an ihnen teilnehmen können. Ebenso sind 
spezielle Fortbildungsangebote für Arbeitnehmer, insbeson- 
dere Frauen, die in technologie- und rationahsierungsge- 
fährdeten Arbeitsbereichen beschäftigt sind, anzubieten. 

Aus famihären Gründen beurlaubte Beschäftigte im Dienst 
des Bundes sind über Fortbüdungsangebote zu informieren. 
Diese sind so zu gestalten, daß sie sowohl während der 
Beurlaubung eine kontinuierhche Verbindung zum Beruf 
gewährleisten wie auch gezielt auf den beruflichen Wieder- 
einstieg vorbereiten. 

4. Beförderung und Höhergruppierung 

Bei der Besetzung von höherwertigen Stellen sind Frauen - 
bei gleicher Quahfikation wie männhche Bewerber - so zu 
berücksichtigen, daß sie in allen Besoldungs-, Vergütungs- 
und Lohngruppen entsprechend ihrem Anteü an der jewei- 
hgen Laufbahngruppe vertreten sind. 

5. Wiederaufnahme der Berufstätigkeit nach Beurlaubung 
aus familiären Gründen 

Es sind arbeitsorganisatorische Vorkehrungen zu treffen, 
daß die aus famihären Gründen beurlaubten Mitarbeiterin- 
nen durch flexible Gestaltung der Beurlaubung möghchst 
häufig eine Verbindung zum Beruf aufrechterhalten können 
(Aushilfstätigkeiten bei hohem Arbeitsanfall, Urlaubs- und 
Krankheitsvertretungen) . 

6. Teilzeitbeschäftigung 

Teüzeitarbeitsplätze sind Frauen und Männern anzubieten 
sowie in allen Besoldungsstufen und Laufbahngruppen im 
Dienst des Bundes einzurichten, Teilzeitarbeitsplätze müs- 
sen arbeits- und sozialrechthch abgesichert sein. Teüzeit- 
beschäftigten sind die gleichen beruflichen Aufstiegs- 
chancen einzuräumen wie Vollzeitbeschäftigten. 

7. Entsendungen/ Benennungen/Vorschläge 

Der Anteü von Frauen bei Benennungen und Entsendungen 
(z.B. für Kommissionen, Deputationen und Fachkonferen- 
zen) ist kontinuierüch zu erhöhen. 


2 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


II. Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag über 
die Umsetzung dieser Richtlinie, insbesondere über 

— die Entwicklung der Frauenbeschäftigung im Dienst des 
Bundes; 

— die Entwicklung des Frauenanteils in allen Funktions- 
gruppen und -bereichen im Dienst des Bundes sowie über 

— Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung der 
Frauenbeschäftigung und zur Erhöhung des Frauen- 
anteüs im Dienst des Bundes 

alle zwei Jahre zu berichten. 

III. Den nachgeordneten Bundesbehörden sowie den der Auf- 
sicht des Bundes unterstehenden Körperschaften, Stiftungen 
etc. wird empfohlen, die Grundsätze dieser Richtlinie bei 
ihren Personalplanungen und Personalentscheidungen zu 
berücksichtigen. 


Bonn, den 18. März 1985 


Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Frau Odendahl 

Dr. Schmude 

Peter (Kassel) 

Bachmaier 

Frau Renger 

Bemrath 

Schäfer (Offenhurg) 

Frau Blunck 

Frau Schmedt (Lengerich) 

Catenhusen 

Frau Schmidt (Nürnberg) 

Dr. Diederich (Berlin) 

Schröer (Mühlheim) 

Egert 

Frau Simonis 

Frau Fuchs (Köln) 

Dr. Soell 

Frau Fuchs (Verl) 

Frau Dr. Skarpells-Sperk 

Frau Dr. Hartenstein 

Frau Steinhauer 

Frau Huher 

Stlegler 

Immer (Altenkirchen) 

Frau Terborg 

Dr. Kühler 

Frau Dr. Timm 

Kuhlwein 

Frau Traupe 

Lutz 

Wartenberg (Berlin) 

Frau Luuk 

Frau Weyel 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Frau Zutt 

Frau Matthäus-Maler 
Müller (Düsseldorf) 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 

Der öffentliche Dienst des Bundes wird seiner Vorbildfunktion bei 
der Beschäftigung von Frauen immer weniger gerecht. Dies 
wurde in der frauenpohtischen Debatte des Deutschen Bundes- 
tages vom 8. Februar 1985 von allen im Deutschen Bundestag 
vertretenen Fraktionen festgestellt: 

Der Anteil von Frauen bei den Neueinstellungen in den öff ent- 
heben Dienst des Bundes ist von 54,6 v. H. im Jahre 1982 auf 
42,4 V. H. im Jahre 1984 zurückgegangen. Von 1982 bis 1983 sank 
der Anteü der Frauen bei den neueinzustellenden Auszubilden- 
den von 27,8 V. H. auf 25 v. H. Der Frauenanteü in den Laufbahn- 
gruppen des öffenthehen Dienstes hegt mit 18 v. H. im höheren 
Dienst weit imter und mit 54 v, H. bei den typischen Tätigkeiten 
des mittleren Dienstes weit über dem Gesamtdurchschnitt 
(40 V.H.). Führungspositionen bzw. obere Laufbahngruppen sind 
für Frauen im öffenthehen Dienst immer noch schwer erreichbar: 
so waren von 1980 bis 1983 unter den Beförderten im höheren imd 
gehobenen Dienst nur 6,4 v, H. bzw. 18 v. H. Frauen. 

Weitere spezifische Besonderheiten der Frauenbeschäftigung im 
öffenthehen Dienst kommen hinzu, die wegen ihrer einseitigen 
Ausrichtung ausschheßheh auf Frauen zu negativen Auswirkun- 
gen führen: Immer häufiger erhalten Frauen bei einer Einstellung 
in den öffenthehen Dienst einen befristeten bzw. einen Teilzeit- 
arbeitsvertrag ansteUe einer VoUzeitbeschäftigung. So wurden 
von den seit 1980 insgesamt 69200 neu eingesteUten Frauen in 
den Dienst des Bundes 67 100 teilzeitbeschäftigt, während bei 
Männern eine vergleichbare Entwicklung nicht zu beobachten ist. 

Besonders negativ und mit der Vorbildfunktion des öffenthehen 
Dienstes nicht zu vereinbaren ist die Zimahme der Teilzeitarbeit 
ohne Sozialversicherungspfhcht ( Abruf kräfte, 390-DM- Verträge), 
die mittlerweile aUein im Bereich der Deutschen Bundesbahn, der 
Deutschen Bundespost und der Bundesanstalt für Arbeit bei über 
5 500 Beschäftigten hegt. Auch diese Form der Beschäftigung 
außerhalb der Schutzbestimmungen des Arbeits- und Sozial- 
rechtes wird ausschheßheh Frauen zugemutet. 

Gezielte Maßnahmen zur Verbesserung der Situation von Frauen 
im öffenthehen Dienst sind deshalb dringend erforderheh. 

Die Enquete-Kommission „Frau und GeseUschaft" hatte vor dem 
Hintergrund weit günstigere Zahlen schon 1980 gefordert: 

„Die Kommission empfiehlt, für den öffenthehen Dienst die 
Entwicklung von Zielvorgaben/Frauenaktionsplänen mit 
Richtliniencharakter zu versehen. Die Kommission ist der 
Ansicht, daß dem öffenthehen Dienst in diesem Zusammen- 
hang eine Vorbildfunktion abverlangt werden muß. Eine Mehr- 
heit der Kommission ist der Auffassung, daß in aU den Berei- 
chen des öffenthehen Dienstes, in denen Frauen beschäftigt 
werden können, Frauen bei gleicher Qualifikation bei der Ein- 
steUimg und Beförderung so lange bevorzugt werden soUen, 
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bis ein angemessenes Gleichgewicht der Geschlechter erreicht 
ist." 

(Bericht 1980 der Enquete-Kommission, S. 38) 

Frauenfördermaßnahmen bzw. positive Aktionen zur Verbesse- 
rung der Chancengleichheit von Frauen werden ebenfalls in zahl- 
reichen Initiativen gefordert. Dies gilt für den Bereich der Euro- 
päischen Gemeinschaft (EG-Aktionsprogramm zur Fördenmg der 
Chancengleichheit der Frauen 1982 bis 1985, EG -Richtlinien und 
-entschließungen) ebenso wie für den internationalen Bereich 
(UN-Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau). Vor einem halben Jahr 
hat der Rat der Europäischen Gemeinschaft den Mitghedstaaten 
empfohlen (84/635/EWG vom 13. Dezember 1984) 

„Eine Poütik positiver Maßnahmen anzunehmen, um die fak- 
tischen Ungleichheiten, mit denen die Frauen im Berufsleben 
konfrontiert sind, zu beseitigen, sowie die Aufhebung der 
Geschlechtertrennung am Arbeitsmarkt zu fördern ... Im 
öffenüichen Sektor und in der Privatwirtschaft positive Maß- 
nahmen zu treffen, fortzusetzen oder zu fördern. " 

Die langjährigen Erfahrungen mit Frauenfördermaßnahmen, 
namentlich in den USA, in Kanada, Schweden und Großbritan- 
nien zeigen, daß Zielvorgaben bzw. Frauenförderpläne ein rich- 
tiger Weg sind, um Chancengleichheit von Frauen in Beruf und 
Gesellschaft zu fördern. 

In der Bundesrepublik Deutschland haben die Freie und Hanse- 
stadt Hamburg, die Hansestadt Bremen, die Länder Nordrhein- 
Westfalen und Hessen Richtlinien verabschiedet. Im Bereich des 
Saarlandes und des Landes Rheinland-Pfalz sind gleichermaßen 
Ansätze erkennbar geworden. Es kommt nun darauf an, daß auch 
der Bimd alle ihm zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur 
Verbesserung der Chancengleichheit von Frauen ergreift. 
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